
 
 

 
 

Sachgebiet: 
 
Besoldungsrecht 

BVerwGE: nein 
Übersetzung: nein 

 

 
 
Rechtsquelle/n: 
 
BBesG § 47 Abs. 1 Satz 1 
NBesG § 46 Abs. 2 Nr. 1 
EZulV a. F.  § 22 Abs. 2 Nr. 1 
NEZulVO § 19 Abs. 1 
 
 
Leitsatz: 
 
Die Gewährung einer Erschwerniszulage nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 EZulV bzw. § 19 
Abs. 1 NEZulVO setzt nicht nur die Zugehörigkeit zu einer Organisationseinheit     
voraus, für die eine Zulageberechtigung dem Grunde nach besteht, der Beamte muss 
auch in zulageberechtigender Weise verwendet werden. 
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hat der 2. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 14. Dezember 2023 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Kenntner 
und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Hartung und Dr. Hissnauer 
 
 
beschlossen: 
 
 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der 
Revision in dem Urteil des Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgerichts vom 13. September 2022 wird zurückgewie-
sen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 
 
Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwerde-
verfahren auf 5 400 € festgesetzt. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

Das Verfahren betrifft die Gewährung einer für die Verwendung in einem Spe-

zialeinsatzkommando vorgesehenen Erschwerniszulage. 

 

1. Der Kläger stand bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand wegen des Errei-

chens der gesetzlichen Altersgrenze mit Ablauf des 31. Oktober ... im Dienst des 

Beklagten, zuletzt im Amt eines Kriminalhauptkommissars (Besoldungsgruppe 

A 11 LBesO). Von April 2011 bis Januar 2016 wurde er unter Zahlung einer Er-

schwerniszulage in Höhe von monatlich 153,39 € auf dem Dienstposten "Trup-

penleiter/in Mobiles Einsatzkommando (- MEK -) - Fortbildung" in der Abtei-

lung ..., Dezernat ..., verwendet. 

 

Im Januar 2016 setzte der Beklagte den Kläger mit Wirkung vom 1. Februar 

2016 unter Einstellung der Zahlung der zuvor gewährten Erschwerniszulage 

und Beibehaltung seines bisherigen Dienstpostens in die Abteilung ... (...) um. 

Dort wurde der Kläger im Dezernat ... (Spezialeinsatzkommando - SEK -) in der 

Führungsgruppe eingesetzt. Zum 1. Mai 2018 setzte der Beklagte den Kläger 

dauerhaft in die Abteilung ... Dezernat ..., um und übertrug ihm den dort ge-

führten Dienstposten "Sachbearbeiter Spezialeinsatzkommando". 
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Der Kläger hat nach erfolglos durchgeführtem Widerspruchsverfahren Klage er-

hoben, woraufhin das Verwaltungsgericht den Beklagten zur Gewährung der Er-

schwerniszulage verpflichtet hat. Auf die Berufung des Beklagten hat das Ober-

verwaltungsgericht das erstinstanzliche Urteil geändert und die Klage abgewie-

sen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen ausgeführt, dem Kläger stehe ein 

Anspruch auf Gewährung der Erschwerniszulage nicht zu. Die Zulageberechti-

gung setze neben der Zugehörigkeit zu einer entsprechenden Organisationsein-

heit der Polizei voraus, dass der betreffende Polizeivollzugsbeamte bei einem 

dieser Polizeiverbände in zulageberechtigender Weise (für polizeiliche Einsätze) 

verwendet werde. An Letzterem fehle es jedoch, weil sich nicht feststellen lasse, 

dass der Dienstposten des Klägers von seiner Zugehörigkeit zum SEK maßge-

bend geprägt gewesen sei. Schwerpunktmäßig habe der Kläger eine administra-

tive Tätigkeit im Bereich der Aus- und Fortbildung wahrgenommen. Soweit er 

gelegentlich im Rahmen von SEK-Einsätzen tätig gewesen sei, sei er nicht im 

Bereich der operativen Taktik verwendet worden und keiner den übrigen SEK-

Beamten vergleichbaren besonderen Gefährdungs- und Belastungslage ausge-

setzt gewesen. Entsprechendes gelte, soweit der Kläger in Ausnahmefällen im 

Wachdienst eingesetzt worden sei. 

 

2. Die auf die Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssa-

che (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) und der Divergenz (§ 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) ge-

stützte Beschwerde hat keinen Erfolg. 

 

a) Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache i. S. d. § 132 Abs. 2 Nr. 1 

VwGO liegt nicht vor. 

 

Dies ist nur dann der Fall, wenn die Beschwerde eine Frage des revisiblen 

Rechts von allgemeiner, über den Einzelfall hinausreichender Bedeutung auf-

wirft, die im konkreten Fall entscheidungserheblich ist. Ein derartiger Klärungs-

bedarf besteht nicht, wenn die Rechtsfrage bereits geklärt ist oder auf der 

Grundlage der bestehenden höchstrichterlichen Rechtsprechung mit Hilfe der 

anerkannten Auslegungsregeln auch ohne Durchführung eines Revisionsverfah-

rens eindeutig beantwortet werden kann (vgl. etwa BVerwG, Beschlüsse vom 

9. April 2014 - 2 B 107.13 - Buchholz 310 § 132 Abs. 2 Ziff. 2 VwGO Nr. 20 Rn. 9 

m. w. N., vom 15. Januar 2020 - 2 B 38.19 - Buchholz 11 Art. 33 Abs. 2 GG 
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Nr. 99 Rn. 6 und vom 14. Februar 2023 - 2 B 3.22 - juris Rn. 7). Die Prüfung des 

Bundesverwaltungsgerichts ist dabei auf die mit der Beschwerde dargelegten 

Rechtsfragen beschränkt (§ 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO). 

 

Die von der Beschwerde bezeichneten Fragen, 

 

kommt es für die Gewährung einer Erschwerniszulage 
nach § 22 Abs. 2 EZulV a. F. bzw. nach § 19 Abs. 1 NEZulV 
nicht allein auf die Zugehörigkeit, die organisatorische Zu-
ordnung, zu einer der in diesen Vorschriften genannten 
Organisationseinheiten durch Übertragung eines konkret-
individuellen Amtes dort an, sondern zusätzlich auch da-
rauf, dass der Beamte bei einer dieser Organisationsein-
heiten, der er angehört, in "zulagenberechtigender Weise" 
verwendet wird? 
 
bzw. 
 
ob es ausreicht, dass ein Beamter grundsätzlich auch tak-
tisch eingesetzt wird oder ob er im konkreten Abrech-
nungsmonat für die Erschwerniszulage taktisch eingesetzt 
worden sein muss, 
 

sind auf der Grundlage der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Bundesver-

waltungsgerichts ohne Weiteres im Sinne des Berufungsgerichts zu beantwor-

ten. 

 

Nach § 47 Abs. 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes (- BBesG -) i. d. F. der 

Bekanntmachung der Neufassung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August 

2002 (BGBl. I S. 3020) wird die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsver-

ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Gewährung von Zulagen zur Ab-

geltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung der An-

wärterbezüge nicht berücksichtigter Erschwernisse (Erschwerniszulagen) zu re-

geln. Eine solche Regelung hat der Verordnungsgeber in § 22 Abs. 2 Nr. 1 der 

Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen (Erschwerniszula-

genverordnung - EZulV a. F.) in der hier maßgeblichen Fassung der Bekannt-

machung vom 21. Juni 2005 vorgesehen (vgl. BR-Drs. 145/79, Beschluss S. 3). 

Danach erhält eine Zulage in Höhe von 153,39 € monatlich unter anderem, wer 

als Polizeivollzugsbeamter in einem Mobilen Einsatzkommando oder in einem 

Spezialeinsatzkommando eines Landes für besondere polizeiliche Einsätze ver-

wendet wird. 
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Anzuwenden ist § 22 Abs. 2 Nr. 1 EZulV a. F. auf den vorliegenden Fall für den 

Zeitraum 1. Februar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 über § 1 Abs. 2 des Nie-

dersächsischen Besoldungsgesetzes (- NBesG -) vom 7. November 2008 (GVBl. 

2008, 334) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. Juni 2013 (GVBl. S. 124) sowie 

in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis zum 31. August 2019 – aufgrund des Fehlens 

einer eigenständigen Verordnung des Landes Niedersachsen (vgl. hierzu LT-

Drs. 17/3512 S. 144) – nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. e NBesG i. d. F. der Be-

kanntmachung vom 20. Dezember 2016 (GVBl. S. 308) mit der Maßgabe, dass 

an die Stelle des Betrages 153,39 € in § 22 Abs. 2 EZulV a. F. der Betrag 225 € 

tritt. 

 

Eine eigenständige Regelung hat der Verordnungsgeber in Niedersachsen auf 

der Grundlage des § 46 Abs. 1 Satz 1 NBesG geschaffen, wonach die Landesre-

gierung ermächtigt wird, durch Verordnung die Gewährung von Zulagen zur 

Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Bestimmung 

der Höhe der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter Erschwernisse (Erschwer-

niszulagen) zu regeln. Denn seit dem 1. September 2019 bestimmt § 19 Abs. 1 

der Niedersächsischen Erschwerniszulagenverordnung (NEZulVO) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 27. August 2019 (GVBl. 2019, 250), dass Polizeivollzugs-

beamte, die für besondere polizeiliche Einsätze in einem Mobilen Einsatzkom-

mando oder einem Spezialeinsatzkommando verwendet werden, eine Zulage in 

Höhe von 225 € monatlich erhalten. Die Norm nimmt den Regelungsgehalt des 

§ 22 Abs. 2 Nr. 1 EZulV a. F. auf (vgl. Begründung zur NEZulVO vom 7. August 

2019 S. 19).  

 

Es ist in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts geklärt, dass die 

Verordnungsregelung über eine Erschwerniszulage grundsätzlich tätigkeitsbe-

zogen auszulegen ist (vgl. BVerwG, Urteile vom 26. September 2012 - 2 C 

45.10 - Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 14 Rn. 10 ff. und vom 22. März 2018 - 2 C 

43.17 - Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 16 Rn. 14). Es muss um Aufgaben und Ar-

beitsbedingungen der Beamten gehen, durch die sie in ihrer Tätigkeit stets wie-

derkehrend, wenn auch nicht ständig besonderen, durch die Besoldung nicht 

abgegoltenen Erschwernissen ausgesetzt sind (stRspr, vgl. BVerwG, Urteile vom 

27. Oktober 2011 - 2 C 73.10 - Buchholz 240.1 BBesO Nr. 36 Rn. 20, vom 
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26. September 2012 - 2 C 45.10 - Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 14 Rn. 10, vom 

29. November 2012 - 2 C 44.11 - Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 15 Rn. 15 und 

vom 22. März 2018 - 2 C 43.17 - Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 16 Rn. 14). 

 

Für die Gewährung einer Erschwerniszulage i. S. d. § 22 Abs. 2 Nr. 1 EZulV a. F. 

und § 19 Abs. 1 NEZulVO kommt es nicht allein auf die Zugehörigkeit zu einer 

der dort genannten Beamtengruppen an. Deren Gewährung setzt vielmehr vor-

aus, dass der Beamte bei der Organisationseinheit, der er angehört, in zulagebe-

rechtigender Weise verwendet wird. Entscheidend ist daher, dass der Dienst-

posten des Beamten von seiner Zugehörigkeit zur Spezialeinheit der Polizei 

maßgebend geprägt ist. Umfasst der Dienstposten durch Übertragung weiterer 

Tätigkeiten auf den Beamten mehrere Aufgabenbereiche, muss den typischer-

weise erschwernisbehafteten Tätigkeiten, um derentwillen die Erschwerniszu-

lage gewährt wird, jedenfalls herausragendes Gewicht zukommen. Das bedeutet, 

dass regelmäßig die zulagenberechtigenden Funktionen einen quantitativ be-

sonders umfangreichen Teil des dem Beamten zugewiesenen gesamten Aufga-

benbereichs ausmachen müssen. Quantitativ besonders umfangreich ist eine 

Tätigkeit dann, wenn die Arbeitskraft des Beamten weitestgehend durch die er-

schwernislagentypischen Aufgaben gebunden ist. Diesen durch das Anforde-

rungsprofil des Dienstpostens bedingten erhöhten Leistungsanforderungen, den 

kontinuierlich wiederkehrenden Hochleistungs- und damit Stresssituationen 

sind solche Beamte nicht ausgesetzt, die nicht fortlaufend Dienst bei einer sol-

chen Einheit verrichten, sondern in kurzen und wiederkehrenden Zeitabständen 

regelmäßig für längere Dauer aus dem Dienstbetrieb ausscheiden. Ihr Aufga-

benbereich ist durch die Zugehörigkeit zu der Spezialeinheit der Polizei nicht 

mehr in der gebotenen Weise geprägt (vgl. BVerwG, Urteil vom 14. März 1991 

- 2 C 42.88 - juris Rn. 14 f.; s. auch Leihkauff, in: Schwegmann/Summer, Besol-

dungsrecht des Bundes und der Länder, Stand Juli 2023, § 22 EZulV Rn. 10). 

 

Von diesen Grundsätzen ist auch das Berufungsgericht ausgegangen. Die Ein-

ordnung der vom Kläger erbrachten Leistungen und damit die Anwendung der 

Maßstäbe auf den konkreten Einzelfall ist der Grundsatzrüge nicht zugänglich. 
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b) Die Revision ist auch nicht wegen der von der Beschwerde geltend gemachten 

Divergenz (§ 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) zuzulassen. 

 

Eine die Revisionszulassung nach § 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO begründende "Ab-

weichung" liegt nur vor, wenn zwischen den Gerichten ein grundsätzlicher Mei-

nungsunterschied hinsichtlich der die Rechtsanwendung im Einzelfall bestim-

menden Maßstäbe besteht. Die Divergenzrüge sieht deshalb die Darlegung eines 

prinzipiellen Auffassungsunterschieds über den Bedeutungsgehalt eines im kon-

kreten Rechtsstreit erheblichen Rechtssatzes voraus. Die bloße Behauptung ei-

ner fehlerhaften oder unterbliebenen Anwendung von Rechtssätzen, die das 

Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung aufgestellt hat, genügt den 

Zulässigkeitsanforderungen einer Divergenzrüge dagegen nicht. Das Revisions-

zulassungsrecht kennt – anders als die Vorschriften über die Zulassung der Be-

rufung (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) – den Zulassungsgrund ernstlicher Richtig-

keitszweifel nicht (stRspr, vgl. BVerwG, Beschluss vom 9. April 2014 - 2 B 

107.13 - Buchholz 310 § 132 Abs. 2 Ziff. 2 VwGO Nr. 20 Rn. 3 m. w. N.). 

 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Die geltend gemachte Abweichung der 

Berufungsentscheidung von den Beschlüssen des Senats vom 3. Juni 2011 - 2 B 

13.11 - (Buchholz 240 § 47 BBesG Nr. 12) und vom 1. Oktober 2012 - 2 B 41.12 - 

(BeckRS 2012, 58589) besteht nicht. Wie bereits das Berufungsgericht heraus-

gearbeitet hat, waren Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren die 

Frage der Zugehörigkeit zu einer die Zulageberechtigung vermittelnden Organi-

sationseinheit und die Rechtfertigungsbedürftigkeit von Unterschieden bei der 

Höhe der Zulagengewährung. Demgegenüber betraf das Urteil des Senats die 

Frage, ob der (unstreitig) zum Kreis der zulageberechtigten Personen gehörende 

Beamte aufgrund der ihm zugewiesenen Aufgaben in zulagenberechtigender 

Weise verwendet worden war und daher die Voraussetzungen für die Gewäh-

rung einer Erschwerniszulage erfüllte. 

 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Festsetzung des 

Werts des Streitgegenstandes für das Beschwerdeverfahren beruht auf § 63 

Abs. 2 Satz 1, § 52 Abs. 1 sowie § 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 GKG. 

 

Dr. Kenntner          Dr. Hartung        Dr. Hissnauer 
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